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Notenwechsel vom 5. November 1980 über die Errichtung vorgeschobener österreichi-
scher Grenzdienststellen am Grenzübergang Bayrischzeil

AUSWÄRTIGES AMT
510-511.13/3 OST

Verbalnote
Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Öster-

reichischen Botschaft mitzuteilen, daß die für die
Grenzabfertigung zuständigen obersten Bundes-
behörden der Bundesrepublik Deutschland in
Ausführung von Art. 1 Abs. 3 des Abkom-
mens vom 14. September 1955 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich über Erleichterungen der Grenzabfer-
tigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsver-
kehr *) in der Fassung der Änderungsabkommen
vom 21. Januar 1975 **) und 16. September
1977 ***) für die Errichtung vorgeschobener
österreichischer Grenzdienststellen am Grenz-
übergang Bayrischzell folgende Vereinbarung
vorschlagen:

Artikel 1
Am Grenzübergang Bayrischzell werden auf

deutschem Gebiet vorgeschobene österreichische
Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2

Der örtliche Bereich im Sinne des Art. 4
Abs. 6 des Abkommens vom 14. September 1955
in der Fassung der Änderungsabkommen von
1975 und 1977 umfaßt

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 240/1957
**) Kundgemacht.in BGBl. Nr. 331/1979

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 332/1979

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar
— die Staatsstraße Nr. 2075 von der ge-

meinsamen Grenze bis zum Amtsplatz;

— den das Dienstgebäude umgebenden
Amtsplatz;

— den Abfertigungskiosk;

— die Überholungsgarage für Personen-
kraftwagen;

— im Erdgeschoß des Dienstgebäudes den
Abfertigungsraum (einschließlich Wind-
fang) und die sanitären Anlagen;

b) die den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassenen Räume
im Dienstgebäude, und zwar im Erdgeschoß
die in der südlichen Hälfte gelegenen drei
Räume.

Das Auswärtige Amt beehrt sich vorzuschla-
gen, daß durch den Austausch dieser Verbalnote
und der Antwortnote der Österreichischen Bot-
schaft die vorstehende Regelung eine Verein-
barung im Sinne des Art. 1 Abs. 3 des Ab-
kommens vom 14. September 1955 in der Fas-
sung der Änderungsabkommen von 1975 und
1977 bildet, die am 1. Februar 1981 in Kraft
tritt und die schriftlich auf diplomatischem Wege
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten
je auf den ersten Tag eines Monats gekündigt
werden kann.
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Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß,
die Österreichische Botschaft erneut seiner aus-
gezeichneten Hochachtung zu versichern.

Bonn, den 5. November 1980

L. S.

An die
Österreichische Botschaft

Österreichische Botschaft
Zl. 112.05/77-A/80

V e r b a l n o t e

Die Österreichische Botschaft beehrt sich, dem
Auswärtigen Amt den Empfang seiner Verbal-
note vom 5. November 1980, 510-511.13/3 OST,
zu bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Öster-
reichischen Botschaft mitzuteilen, . . . (es folgt
der weitere Text der deutschen Eröffnungs-
note) . . . zu versichern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Auswärtigen
Amt mitzuteilen, daß die Österreichische Bundes-
regierung damit einverstanden ist, daß die vor-
geschlagene Regelung durch den Austausch der
Verbalnote des Auswärtigen Amtes und dieser
Antwortnote eine Vereinbarung im Sinne des
Art. 1 Abs. 3 des Abkommens vom 14. Sep-
tember 1955 in der Fassung der Änderungs-
abkommen von 1975 und 1977 bildet, die am
1. Februar 1981 in Kraft tritt und die schrift-
lich auf diplomatischem Wege unter Einhaltung
einer Frist von sechs Monaten je auf den ersten
Tag eines Monats gekündigt werden kann.

Die Österreichische Botschaft benützt gerne
auch diesen Anlaß, dem Auswärtigen Amt den
Ausdruck ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

Bonn, den 5. November 1980

L. S.

An das
Auswärtige Amt

Kreisky

673.
Notenwechsel vom 5. November 1980 über die Errichtung vorgeschobener deutscher

Grenzdienststellen am Grenzübergang Freilassing-Saalbrücke

AUSWÄRTIGES AMT
510-511.13/3 OST

Verbalnote

Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Öster-
reichischen Botschaft mitzuteilen, daß die für die
Grenzabfertigung zuständigen obersten Bundes-
behörden der Bundesrepublik Deutschland in
Ausführung von Art. 1 Abs. 3 des Abkom-
mens vom 14. September 1955 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich über Erleichterungen der Grenzabfer-
tigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsver-
kehr *) in der Fassung der Änderungsabkommen
vom 21. Januar 1975**) und 16. September
1977 ***) für die Errichtung vorgeschobener
deutscher Grenzdienststellen am Grenzübergang
Freilassing-Saalbrücke folgende Vereinbarung
vorschlagen:

Artikel 1

Am Grenzübergang Freilassing-Saalbrücke
werden auf österreichischem Gebiet vorgeschobene
deutsche Grenzdienststellen errichtet; österreichi-
sche Bedienstete können auf deutschem Gebiet
die Grenzabfertigung vornehmen.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 240/1957
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 331/1979

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 332/1979

Artikel 2

(Der örtliche Bereich im Sinne des Art. 4
Abs. 6 des Abkommens vom 14. September 1955
in der Fassung der Änderungsabkommen von
1975 und 1977 umfaßt
1. auf österreichischem Gebiet

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar
— den die Dienstgebäude umgebenden

Amtsplatz, einschließlich der Brücken-
waage und der dazugehörigen Rampe;

— den Abfertigungskiosk;
— in den beiden Dienstgebäuden die Ab-

fertigungshallen für den Reiseverkehr,
die Rampen, die sanitären Anlagen und
alle Verbindungswege;

— den nördlich der Bundesstraße Nr. 155
•liegenden und in den gemeinsamen
Amtsplatz mündenden LKW-Stauraum;

b) die den deutschen Bediensteten zur allei-
nigen Benützung überlassenen Teile der
Dienstgebäude, und zwar
— im südlichen Dienstgebäude den an der

Südseite gegen die Mitte zu gelegenen
Raum;

— im nördlichen Dienstgebäude alle Räume
mit Ausnahme der gemeinsam benütz-
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ten Räume und des an der Nordseite
gegen die Mitte zu gelegenen Raumes
sowie des Heizraumes und des Öllager-
raumes im Kellergeschoß;

2. auf deutschem Gebiet
den von den Bediensteten beider Staaten gemein-
sam benützten, südlich der Bundesstraße 304
liegenden LKW-Stauraum, einschließlich des Tei-
les der Bundesstraße 304 von der Ausfahrt des
Stauraums bis zur gemeinsamen Grenze.

Artikel 3

Mit dem Inkrafttreten dieser Vereinbarung
tritt die Vereinbarung vom 11. März 1970 über
die Errichtung vorgeschobener deutscher Grenz-
dienststellen am Grenzübergang Freilassing-
Saalbrücke *) außer Kraft.

Das Auswärtige Amt beehrt sich vorzuschla-
gen, daß durch den Austausch dieser Verbalnote
und der Antwortnote der Österreichischen Bot-
schaft die vorstehende Regelung eine Verein-
barung im Sinne des Art. 1 Abs. 3 des Ab-
kommens vom 14. September 1955 in der Fas-
sung der Änderungsabkommen von 1975 und
1977 bildet, die am 1. Februar 1981 in Kraft
tritt und die schriftlich auf diplomatischem Wege
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten
je auf den ersten Tag eines Monats gekündigt
werden kann.

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß,
die Österreichische Botschaft erneut seiner aus-
gezeichneten Hochachtung zu versichern.

Bonn, den 5. November 1980

L. S.

An die
Österreichische Botschaft

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 130/1970

Österreichische Botschaft
Zl. 112.05/76-A/80

V e r b a l n o t e

Die Österreichische Botschaft beehrt sich, dem
Auswärtigen Amt den Empfang seiner Verbal-
note vom 5. November 1980, 510-511.13/3 OST,
zu bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Öster-
reichischen Botschaft mitzuteilen, . . . (es folgt
der weitere Text der deutschen Eröffnungs-
note) . . . zu versichern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Auswärtigen
Amt mitzuteilen, daß die Österreichische Bundes-
regierung damit einverstanden ist, daß die vor-
geschlagene Regelung durch den Austausch der
Verbalnote des Auswärtigen Amtes und dieser
Antwortnote eine Vereinbarung im Sinne des
Art. 1 Abs. 3 des Abkommens vom 14. Sep-
tember 1955 in der Fassung der Änderungs-
abkommen von 1975 und 1977 bildet, die am
1. Februar 1981 in Kraft tritt und die schrift-
lich auf diplomatischem Wege unter Einhaltung
einer Frist von sechs Monaten je auf den ersten
Tag eines Monats gekündigt werden kann.

Die Österreichische Botschaft benützt gerne
auch diesen Anlaß, dem Auswärtigen Amt den
Ausdruck ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

Bonn, den 5. November 1980

L. S.

An das
Auswärtige Amt

Kreisky

574.
(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g
zwischen dem Bundesminister für Verkehr
der Republik Österreich und dem Industrie-
minister des Königreiches Schweden nach
Rn. 2010 des ADR über die Beförderung von
Barium- und Bleiverbindungen der
Klasse 6.1, Ziffern 71 und 72, in flexiblen

Schüttgutbehältern

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 2624 und 2625 der Anlage A des ADR
dürfen Barium- und Bleiverbindungen der
Klasse 6.1, Rn. 2601, Ziffern 71 und 72, unter
folgenden Bedingungen im internationalen
Straßenverkehr befördert werden:
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1. Verpackung

1.1 Die Stoffe sind in flexible Schüttgutbehälter
mit einem Fassungsraum von höchstens
1000 Litern zu verpacken.

1.2 Die Behälter müssen den zu erwartenden
mechanischen, thermischen und chemischen
Beanspruchungen standhalten und dicht sein.
Sie müssen gegen die gefährlichen Stoffe be-
ständig sein. Sie müssen ferner im erforder-
lichen Maße beständig sein gegenüber Alte-
rung und ultravioletter Strahlung.

Diese Anforderungen müssen während der
Gebrauchsdauer erfüllt sein. Die Gebrauchs-
dauer ist vom Hersteller anzugeben. Die an-
gegebene Gebrauchsdauer darf höchstens
5 Jahre betragen.

1.3 Die Behälter müssen so gebaut sein, daß ihre
gefahrlose Manipulierbarkeit mit Kran und
Flurförderfahnzeugen gewährleistet ist.

1.4 Die Behälter müssen einer Baumusterprüfung
bei einer im Versandland behördlich aner-
kannten Prüfanstalt (Prüfstelle) gemäß den
nachstehenden Bedingungen mit Erfolg
unterzogen worden sein.

2. Vorschriften für die Baumusterprüfung

2.1 Fallprüfung
Je Bauart ist ein mit Original- oder Ersatz-
gut gefülltes Prüfmuster bei Raumtempe-
ratur aus einer Höhe von 1,2 m auf die
Bodennaht fallen zu lassen (Aufprallfläche:
waagerechte Betonplatte).

Bei Verwendung von Ersatzgut muß dieses
in seiner Dichte (Schüttgewicht) und in seinen
anderen physikalischen Eigenschaften (zB
Korngröße, Form oder Oberfläche u. dgl.)
dem Originalgut entsprechen.

2.2 Chemische Beständigkeit
Die chemische Beständigkeit des Werkstoffes
gegenüber dem Transportgut muß vom Her-
steller oder Verwender nachgewiesen oder
bestätigt werden.

2.3 Prüfbericht
Über die Prüfung ist ein Prüfbericht zu fer-
tigen, der folgende Angaben enthalten muß:

— Hersteller des Behälters,
— Beschreibung des Behälters (zB Art des

verwendeten Werkstoffes, Einfärbung,
Abmessungen, Wanddicken, Gewichte
usw.)
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— Fertigungsverfahren,
— zugelassene Füllgüter,
— Prüfergebnis,
— Kennzeichnung sowie
— die bei der Serienfertigung einzuhaltende

Mindestwanddicke.

3. Kennzeichnung

Jeder entsprechend dem geprüften Baumuster
hergestellte Schüttgutbehälter ist durch

— den Namen oder das Kurzzeichen des
Herstellers,

— die Kurzbezeichnung des Staates, in dem
die Prüfung durchgeführt wird,

— die Kurzfeezeichnung der Prüfanstalt
(Prüfstelle),

— die Registriernummer,
— Monat und Jahr der Herstellung,
— die Angäbe der Gebrauchsdauer in Mona-

ten oder Jahren sowie
— den vorangestellten Satz: „Füllung mit

Gefahrgut nur gemäß (Zeichen
des Baumusters)."

gut lesbar und dauerhaft zu kennzeichnen.

4. Besondere Vorschriften

Die genannten Stoffe dürfen in flexiblen
Schüttgutbehältern nur als geschlossene La-
dung befördert werden.

(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken:

„Beförderung vereinbart nach Rn. 2010 des
ADR."

(3) Die Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Republik Österreich und dem Königreich Schwe-
den bis auf Widerruf durch eine der Vertrags-
parteien.

Wien, 1980 09 23

Für den Bundesminister für Verkehr der Repu-
blik Österreich:

Hehenberger m. p.

Stockholm, 1980 10 31

Die für das ADR zuständige Behörde Schwedens:

B. Sangberg m. p.

Kreisky
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575.

(Übersetzung)
Büro der
Vereinten Nationen in Genf
Der Generaldirektor

G/LE 311/21 (AUSTRIA)
AT/JN

1. August 1980

Exzellenz,

Ich beehre mich, Ihnen nachstehend den Text
der Vereinbarung zwischen den Vereinten Natio-
nen und der Österreichischen Bundesregierung
(im folgenden als „Regierung" bezeichnet) im
Zusammenhang mit der Studienreise des
Komitees für chemische Industrie, einem Haupt-
unterorgan der Wirtschaftskommission für
Europa, zu übermitteln, die über Einladung der
Österreichischen Bundesregierung vom 12. bis
17. Oktober 1980 stattfinden wird:

„VEREINBARUNG ZWISCHEN DEN
VEREINTEN NATIONEN UND DER
ÖSTERREICHISCHEN BUNDESREGIE-
RUNG BETREFFEND DIE STUDIEN-
REISE DER WIRTSCHAFTSKOMMIS-
SION FÜR EUROPA, DIE IN ÖSTER-
REICH VOM 12. BIS 17. OKTOBER 1980
STATTFINDEN WIRD

1. Die Teilnehmer an der Studienreise werden
vom Exekutivsekretär der Wirtschaftskommis-
sion der Vereinten Nationen für Europa in
Übereinstimmung mit den Verfahrensregeln der
Kommission und ihrer Unterorgane eingeladen.

2. Die Regierung wird weder die An- und Ab-
reise, noch die Reisen während der Studienreise
von jenen Personen behindern, deren Teilnahme
von den Vereinten Nationen genehmigt wurde,
und wird alle erforderlichen Sichtvermerke un-
verzüglich und kostenlos ausstellen. Das Über-
einkommen über die Privilegien und Immuni-
täten der Vereinten Nationen vom 13. Februar
1946 wird Anwendung finden.

3. Die Regierung wird die Vereinten Nationen
und ihr Personal hinsichtlich aller gegen die
Vereinten Nationen gerichteten Klagen, Forde-
rungen oder anderer Inanspruchnahmen wegen
Schäden im Zusammenhang mit der Studienreise
an den benützten Einrichtungen klag- und
schadlos halten."

Ich beehre mich vorzuschlagen, daß diese Note
und Ihre bestätigende Antwortnote ein Abkom-
men zwischen den Vereinten Nationen und der
Österreichischen Bundesregierung darstellen, das
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mit Datum Ihrer Antwortnote in Kraft tritt
und für die Dauer der Studienreise sowie für
jene zusätzliche Zeit gültig bleibt, die zu ihrer
Vorbereitung und Abwicklung erforderlich ist.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck
meiner höchsten Wertschätzung.

Mowaffak Allaf

Stellvertretender Generaldirektor

Ihrer Exzellenz
Dr. Erik N e t t e l
Botschafter
Ständiger Vertreter Österreichs
beim Büro der Vereinten Nationen
in Genf

(Übersetzung)

Ständige Vertretung Österreichs
beim Büro der Vereinten Nationen
in Genf

Genf, am 24. September 1980

Sehr geehrter Herr Generaldirektor!

Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note
G/LE 311/21 (AUSTRIA) AT/JN vom
1. August 1980 zu bestätigen, die den Text der
Abmachung zwischen den Vereinten Nationen
und der Österreichischen Bundesregierung (im
folgenden als „Regierung" bezeichnet) im Zu-
sammenhang mit der Studienreise des Komitees
für chemische Industrie, einem Hauptunterorgan
der Wirtschaftskommission für Europa, nach
Österreich vom 12. bis 17. Oktober 1980 ent-
hält.

Der Text dieser Abmachung lautet wie folgt:

„VEREINBARUNG . . . (es folgt der weitere
Text der Übersetzung der Eröffnungsnote der
Vereinten Nationen) . . . halten."

Ich beehre mich zu bestätigen, daß Ihre Note
und meine Antwortnote ein Abkommen zwischen
der Österreichischen Bundesregierung und den
Vereinten Nationen darstellen, das mit dem
Datum dieser Antwortnote in Kraft tritt und
für die Dauer der oben angeführten Studien-
reise sowie für jene zusätzliche Zeit gültig
bleibt, die zu deren Vorbereitung und Abwick-
lung erforderlich ist.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr General-
direktor, den Ausdruck meiner 'höchsten Wert-
schätzung.

Winfried Lang
Stellvertretender Ständiger Vertreter

Herrn
Mowaffak A l l a f
Stellvertretender Generaldirektor
des Büros der Vereinten Nationen
in Genf

Kreisky
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